
268. Entscheid vom 31. Dezember 1897

in Sachen Kocher.

I. Am 14. Juli 1897 ist die Kommanditgesellschaft C. Kocher

& Cie. im Handelsregister von Chaux=de=Fonds infolge Konkurses

gestrichen worden. Am 20./21. August erließ hierauf das Betrei¬

bungsamt Nidau auf Begehren des J. Ulmo in Chaux=de=Fonds

an Charles Kocher, Uhrenmacher in Aegerten, der der genannten

Kommanditgesellschaft als unbeschränkt haftendes Mitglied ange¬



hört hatte, für eine Forderung von 60 Fr. einen Zahlungsbefehl.

Als die Betreibung auf dem Wege der Pfändung fortgesetzt wer¬

den wollte, beschwerte sich hiegegen der Gläubiger, weil Kocher

gemäß Art. 39, Ziffer 3 und Art. 40 des Betreibungsgesetzes

noch der Konkursbetreibung unterliege. Und durch Entscheid vom

23. Oktober 1897 schützte die kantonale Aufsichtsbehörde diese

Beschwerde, indem sie die gegen Kocher bereits ausgeführte Pfän¬

dung aufhob und das Betreibungsamt Nidau anwies, in der

fraglichen Betreibung sofort an den Schuldner eine Konkurs¬

androhung zu erlassen.

II. Als dieser Weisung das Betreibungsamt nachkam, erhob

nun Charles Kocher seinerseits bei der kantonalen Aufsichtsbehörde

Beschwerde, indem er anbrachte, es handle sich um eine persön¬

liche Forderung, für die er, Kocher, da er persönlich im Handels¬

register nie eingetragen gewesen sei, der Betreibung auf Pfändung

und nicht derjenigen auf Konkurs unterliege. Die kantonale

Aufsichtsbehörde überwies diese Beschwerde, die sich eigentlich als

Rekurs gegen ihren Entscheid vom 23. Oktober darstelle, der

Schuldbetreibungs= und Konkurskammer des Bundesgerichts.

Die Schuldbetreibungs= und Konkurskammer zieht

in Erwägung:

Für die Frage, ob eine Betreibung auf Pfändung oder auf

Konkurs fortzusetzen sei, ist der Natur der Sache nach, wie ge¬

mäß den positiven Bestimmungen der Art. 39 ff. des Betreibungs¬

gesetzes nicht die Art der Forderung maßgebend, sondern einzig

der Umstand, ob der Schuldner persönlich konkursfähig sei oder

nicht. Es ist daher vorliegend durchaus unerheblich, ob die For¬

derung, für welche der Rekurrent betrieben worden ist, eine rein

persönliche sei — im Gegensatz zu den Forderungen an die Gesell¬

schaft, deren unbeschränkt haftendes Mitglied er war; vielmehr

frägt es sich bloß, ob der Schuldner, als die Betreibung gegen

ihn angehoben wurde, persönlich die Konkursfähigkeit besessen habe

oder nicht. Dies muß aber zweifellos bejaht werden. Charles

Kocher war bis zum 14. Juli 1897 als unbeschränkt haftendes

Mitglied einer Kommanditgesellschaft im Handelsregister eingetra

gen, und in dieser Eigenschaft unterlag er, ohne Rücksicht darauf,

ob er persönlich ebenfalls im Handelsregister figurierte oder nicht,

unter allen Umständen noch während 6 Monaten nach der

Streichung der Konkursbetreibung (Art. 39, Ziffer 3 u. Art. 40

des Betreibungsgesetzes). Die vor Ablauf dieser Frist angehobene

Betreibung war daher, wie die kantonale Aufsichtsbehörde richtig

erkannt hat, auf dem Wege des Konkurses fortzusetzen. Hievon

wäre nur dann abzugehen, wenn die Streichung aus dem Handels¬

register selbst infolge Konkurses des Schuldners vorgenommen

worden wäre, da durch die Konkurseröffnung die Konkursfähig¬

keit gleichsam als erschöpft betrachtet werden müßte und nicht noch

über die Streichung hinaus nachwirken könnte (vergl. Archiv II,

Nr. 18 und V, Nr. 80). Allein dies trifft im vorliegenden Falle

eben nicht zu, da nicht über den Schuldner persönlich, sondern

über die Gesellschaft der Konkurs verhängt worden ist, was auch

nicht etwa von Rechts wegen den Konkurs ihres unbeschränkt

haftenden Mitgliedes zur Folge hatte (Art. 611 und 573 des

Obligationenrechts).

Demnach hat die Schuldbetreibungs= und Konkurskammer

erkannt:

Der Rekurs wird abgewiesen.


